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Fr Stadtmagistrat
Beispiolinsitut Kultor

Hermann Mustermann Stadtbichersi
Mustergasse 144 e Max Mustormann
6060 Musterdorf e +43 (0) 512153 601579

e 443 (0)512/53 60-1579
caus mediensenvico@magibk.at
oo Innsbruck, 22.12.2010

Hier stoht der Botroffl Zah! - 357712011
Hier steht der Bezug

‘Sehr goshrter Herr Mustermann!

Wi danken i Ihre Anfrage und erlauben uns beiliegende Unterlagen zukommen
2ulassen. Hier steht doch nur Blindtext nach dem Motto besser guredish negiti-
lend saidad osta grund. Nestefirm tabchodor Sum.

Hier steht doch wieder nur Biindiext dem Moo besser guredish Nedunfeg negiti-
lend sum saidad osta grund. Nestefirm tabchoder Sum. Hier steht doch wioder nur
Blindiext dem Motto besser guredish Nedunfeg negitilend sum saidad osta grund.
Nestefirm tabchoder Sum. Hier staht doch wieder nur Blindtext dem Motto besser
guredish Nedunfeg negitilend sum saidad osta grund. Nestafirm tabchoder Sum.
Hier steht doch wieder nur Biindiext dem Moo besser guredish Nedunfeg negiti-
lend sum saidad osta grund. Nestefirm tabchoder Sum.

Wi hoffen, dafs unser Angebot Ihve Zustimmung finden wird, und sehen der
Zusammenarbeit mit Interesse enigegen.

Mit freundiichen Griien
Fiirden Stadtmagistrat

(Mag. Maria Musterfrau)
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ZI. XXX
Hier steht der Bezug
K o s t e n b e s c h e i d

Herr/Frau xxx hat um die Erteilung der Baubewilligung für xxx im Anwesen xxx angesucht. Diese Baubewilligung wurde mit Bescheid des Bürgermeister vom ………, Zl. …………… erteilt. 
Spruch
Für diese Bewilligung werden gemäß § 76 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, i. d. g. F., die Gebühren des im gegenständlichen Verfahren beigezogenen hochbautechnischen Sachverständigen ………………………….. in Höhe von insgesamt ……………. Euro als Barauslagen vorgeschrieben  

  

  .

Der angeführte Betrag ist binnen zwei Wochen ab Rechtskraft des gegenständlichen Bescheides zur Einzahlung zu bringen.
Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht erhoben werden. In der Beschwerde sind der angefochtene Bescheid und die Behörde, die ihn erlassen hat, zu bezeichnen. Sie hat ein Begehren zu enthalten und die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, darzulegen. Die Beschwerde ist binnen vier Wochen ab Erlassung des Bescheides beim Gemeindeamt ………………… schriftlich, nach Maßgabe der bei der Gemeinde vorhandenen technischen Möglichkeiten auch telegrafisch, fernschriftlich, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise  einzubringen und hat Angaben zu enthalten, die eine Beurteilung ihrer Rechtzeitigkeit möglich machen. Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. 
In der Beschwerde kann die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem Landesverwaltungsgericht beantragt werden.
Hinweis zur Gebührenpflicht:
Die Beschwerde ist mit € 30,— zu vergebühren. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszweckes (Geschäftszahl des Bescheides) auf das Konto des Finanzamtes Österreich – Dienststelle Sonderzuständigkeiten bei der BAWAG P.S.K. IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW, zu entrichten. Bei elektronischer Überweisung mittels „Finanzamtszahlung“ ist als Empfänger das Finanzamt Österreich – Dienststelle Sonderzuständigkeiten auszuwählen, die Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die Abgabenart EEE-Beschwerdegebühr, das Datum des Bescheides als Zeitraum und der Betrag anzugeben. Der Zahlungsbeleg oder der Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung ist der Beschwerde als Nachweis für die Entrichtung der Gebühr anzuschließen.
Hinweis für Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer:
Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können die Entrichtung der Gebühr auch durch einen schriftlichen Beleg des spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter einem unwiderruflich erteilt wird.
Begründung
Gemäß § 76 Abs. 1 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG hat die Partei, die den verfahrenseinleitenden Antrag gestellt hat, für Barauslagen, die der Behörde bei einer Amtshandlung erwachsen, aufzukommen, sofern nach den Verwaltungsvorschriften nicht diese Auslagen von Amts wegen zu tragen sind. Als Barauslagen gelten in diesem Zusammenhang auch Gebühren, die den Sachverständigen zustehen. 

Die Behörde hat erwogen wie folgt:

XXX hat um die Erteilung der Baubewilligung für XXX im Anwesen XXX angesucht.

Im Zuge dieses Verfahrens wurde vom hochbautechnischen Sachverständigen …………  ein Gutachten / eine Stellungnahme erstellt. Für diese Tätigkeit hat der Genannte eine Gebührennote in Höhe von …….. Euro gelegt. Diese Gebührennote wurde Herrn / Frau ………. mit Schriftstück vom ………. zur Kenntnisnahme und mit der Einladung um Abgabe einer Stellungnahme übermittelt. Eine Stellungnahme ist bei der erkennenden Behörde jedoch innerhalb der aufgetragenen Frist nicht eingelangt. 
In weiterer Folge wurde die in Rede stehende Gebühr nach § 53a AVG gegenüber dem hochbautechnischen Sachverständigen mit Bescheid des Bürgermeisters der Gemeinde ……………….. vom …………….., Zl. mit ………………… Euro bestimmt. Auf Basis dieses inzwischen rechtskräftigen Bescheides wurde die Gebühr in der angeführten Höhe durch die Gemeinde …………. am …………… bezahlt.

Es liegen somit die Voraussetzungen für die Vorschreibung der Gebühr als Barauslage im Sinn des § 76 Abs. 1 AVG gegenständlich vor und war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Der Bürgermeister:

XXX
(Name)
Ergeht an:
Antragsteller unter Anschluss eines Erlagscheines, mit RSb; 
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